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Die Zeitung aus Heidelberg zu den
Corona-Nothilfen:
„DerTeil-Lockdown folgt eindeutig
politischenVorgaben:Dort,wo es am
wenigstenwehtutundmutmaßlich
vieleKontakte verhindertwerden
können, greifendieÖffnungsverbo-
te.Geld alleine, das zugegebenerma-
ßen sehr großzügig fließt, reicht
nicht, denFrust der Betroffenen zu
besänftigen.DasKonzeptmuss auch
erklärtwerden. Immerund immer
wieder.“

Die Zeitung aus Hannover zu den
Wahlen in den USA:
„Wer sich inDeutschlandbesorgt
fragt, obbald auchUnversöhnlich-
keit undpolitischeBlockade zuuns
schwappen, kannberuhigtwerden.
Ja, auchhier lassenKrisendenStim-
menanteil vonNationalistenundPo-
pulisten anschwellen.Dass sich aber
zwei unversöhnlicheLager kompro-
misslos blockieren, istweder impoli-
tischenSystemnoch inderGesell-
schaft angelegt.“

Die Zeitung aus Passau zur Weih-
nachtsumfrage:
„Nur sechs Prozent derDeutschen
empfinden angesichts derCorona-
PandemieVorfreude auf das Fest.
Mehr als dieHälfte aller Befragtenbe-
fürchten Isolation,weil sie sichmit
ihrenLiebennicht treffenkönnen.
Die ganzAlten inunserenFamilien
wissennoch,wasKriegsweihnacht
bedeutete. Corona ist schlimmge-
nug, aberKriegwäre schlimmer.Das
Fest hat eineChance verdient.“

Die Zeitung aus Reutlingen zu den
Rechtsstaatsverstößen in der EU:
„Nunheißt es endlich:Wernichthö-
renwill,muss fühlen. SowohlUn-
garn als auchPolen gehören zuden
großenEmpfängerländernvonEU-
Geldern.Klar, dass sieWiderstandge-
gendieneuenRegelungen leisten
undmit der Blockadewichtiger EU-
Entscheidungendrohen.Davondarf
sichBrüssel abernicht beeindrucken
lassen.Gibt die EU jetzt nach, öffnet
sie TürundTor fürNachahmer.“

„Politikdarfnicht
zumRoulettespiel
werdenundvonder
GunstoderUngunst
desVirusabhängen.“

DIE ZEITUNG AUS BERLIN ZUM
BERLINER ABGEORDNETENHAUS

s ist ein schrecklichesDéjà-vu: Fünf Jahre
nachdemAnschlag auf dieRedaktionder
Satirezeitschrift CharlieHebdounddem
Novemberterror packt viele Franzosen
angesichts neuerAttackenwieder die

Angst.Die stolzeNationkämpft gegendieDüsternis.
Gleichzeitig steht derWinter der Pandemie bevor.
DasViruswirft Frankreichwie eineZeitmaschine
weit zurückbei derÜberwindung sozialerUngerech-
tigkeiten. TerroranschlägeundCorona zusammen
stürzendieRepublik in eine tiefeKrise.

Präsident EmmanuelMacronhat beidemden
Krieg erklärt.Dazumuss er anvielenFrontenkämp-
fen. LockdownsmitweitreichendenAusgangssper-
renhabendenwirtschaftlichenAufschwungabge-
würgt. Trotz Streiks undProtestenderGelbwesten
hatteMacronnämlichErfolge vorzuweisen.Die In-
dustrie baute 2019 erstmals seit Jahrzehntenwieder
Jobs auf. Frankreich zog 2019 so vieleAuslandsinves-
titionen anwiekein anderes EU-Land.DieArbeitslo-
sigkeit gingdeutlich zurück.Und jetzt?Wirtschafts-
einbruch.Umelf Prozentundmehr. Jetzt fehlendie
Mittel, umdas,was dieGelbwesten auf die Straßen
getriebenhat, zuheilen: klaffendeUngleichheiten
bei Bildungschancen, derGesundheitsversorgung,
JobperspektivenunddemZugang zuöffentlichen
Verkehrsmitteln. Es ist eine bittereWahrheit, dass-
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ganze Landstriche in Frankreichverarmt sind.Die
Arbeiterklasse ist abgerutscht.DasGleichheitsver-
sprechen erfüllt sich in Frankreichnicht für jeden
Bürger in gleicherWeise. Vieles hängt starkdavon
ab, inwelcheUmständemanhineingeborenwurde.

Eine besonders dunkle Facette derUngleichhei-
ten sinddieVorstädte.Dortwütet nichtnurCorona
wild, sondern auchDrogenundProstitution. In den
Vorstädtenwohnt,werwenigGeldundbesonders
wenigAufstiegschancenhat. Viele Bewohner sind
Migrantenoder derenNachkommen. Es stimmt,
dass dort zu erleben ist,welche Folgen gescheiterte
Integrationspolitikhat.Hier findet sich ein gesell-
schaftlicher Spalt, an demradikale Islamisten einen
Hebel ansetzenkönnen.Aber das solltemannicht
mit demZiel der Extremistenverwechseln. IhrTer-
ror dreht sichnichtumIntegrationsfragen. Er richtet
sich gegendas freie Leben schlechthin.

Der Laizismus, einGrundpfeiler derRepublik,
macht den französischenStaat zur besonderenZiel-
scheibe für Feinde derMeinungsfreiheit.Die Franzo-
senhabendas laizistische Prinzip verinnerlicht. Reli-
gionskritik bis hin zurBlasphemiemussniemand
begrüßenoder richtig finden, aber jeder akzeptieren.
Religionwird als reine Privatangelegenheit angese-
hen.Unvorstellbar, dass an einer staatlichenSchule
ein schweinefleischfreiesMittagessen angeboten
würde.Kopftuch,KreuzundKippa sind für Lehrer
undSchüler verboten. Frankreichverteidigt als Staat
dendemokratischenWert der freienRedeunddas
Recht zuglauben,woranmanwill. ImZweifelsfall
auch angarnichts.

Eigentlichbietet der Laizismus ja insofern sogar
eine besonders guteChance für Integration.Millio-
nen französischeMuslimebekennen sich auch zu
diesemStaat.Drei großeMoscheenundmehrere
muslimischeVerbände in Frankreichhaben sich ge-
genTerrorismus gestellt. Ihre Stimmengehen aber
schnell unter in einer öffentlichenDebatte, die von
Rechtsaußenmit schrillenWortmeldungen ange-
heiztwird. InsbesondereMarine Le Penund ihre Par-
tei Rassemblementnational schielen schonauf die
nächste Präsidentschaftswahl. Ihnennutzt es genau-
sowie den radikalen Islamisten,wenn sichdie gesell-
schaftliche Spaltung in Frankreichvertieft. Aber
Hass ist nicht dieAntwort aufTerror.Die richtige
Antwort führt der französische Staat auchvor, etwa
mit demgerade laufendenProzess gegendieHinter-
männer desAnschlags aufCharlieHebdo. Es ist das
entschiedeneWirkendesRechtsstaats.Dermilitante
IslamismuswirdmitHärte verfolgt.WerdieDemo-
kratie schätzt, unterstützt das.

LEITARTIKEL

Doppelte Zerreißprobe
FRANKREICH Corona vertieft soziale Ungleichheiten imNachbarland. Das allein wäre schon
Herausforderung genug für die Republik. Aber zusätzlich greifen Islamisten das freie Leben dort an.

CHRISTINE STRASSER

„
Hass istnichtdieAntwort
aufTerror.Die richtige
Antwort führtder
französischeStaat vor: das
entschiedeneWirkendes
Rechtsstaates.“

m25.OktoberhatHonduras
als 50. Staat denUN-Atomwaf-
fenverbotsvertrag von2017 ra-

tifiziert.Während immermehr Staa-
ten sich für diesenVertrag einsetzen,
übteDeutschlandMitteOktobermit
NATO-PartnerndenAtomkrieg. In das
Manöver „SteadfastNoon“warender
Atomwaffenstandort Büchel/Eifel und
der LuftwaffenstützpunktNörvenich
beiKöln involviert.Die Tornado-Pilo-
tender Bundeswehrübtendie Bestü-
ckungderKampfjetsmitUS-Atom-
bomben, vondenen20 Stück inBüchel
lagern, undderenAbwurf. Jede dieser
Bombenhat runddie vierfache Spreng-
kraft derHiroshima-Bombe.Gleichzei-
tigwurdedieVerteidigungBüchelsmit
Patriot-Raketen geübt.

Über die unermesslich schreckli-
chenFolgen einesAtomkriegs ist heu-
er angesichts der 75. Jahrestage der
BombenabwürfeüberHiroshimaund
Nagasaki viel berichtetworden.Den-
nochübtDeutschlanddenAtomkrieg
undverstößt damit gegendas laut
Grundgesetz verbindlich geltendeVöl-
kerrecht.GemäßhumanitäremVöl-
kerrecht (GenferKonventionen) ist im
Kriegsfall jeder Einsatz vonWaffen
verboten, diemilitärischeZiele undZi-
vilpersonenunterschiedslos schädi-
gen, die überflüssigeVerletzungenund
unnötige Leidenhervorrufen sowie
lang anhaltende schwere Schäden an
dernatürlichenUmwelt verursachen.

Der InternationaleGerichtshof
(IGH)hat schon1996beschlossen, dass
jeder Einsatz vonAtomwaffenprinzi-
piell völkerrechtswidrigwäre.Der
Nichtverbreitungsvertrag (NVV) ver-
pflichtet inArtikel II alleNichtnukle-
arwaffenstaaten,Atomwaffen vonnie-
mandemwederunmittelbarnochmit-
telbar anzunehmen.Aus all diesen
Gründenhat die Bundeswehr in ihrer
„Taschenkarte“ schon2008daraufhin-
gewiesen, dass es deutschenSoldat*in-
nenverboten ist,Nuklearwaffen einzu-
setzen. Interpretationsversucheder
Bundesregierung, nachdenendie all-
gemeinenRegelndesKriegsvölker-
rechts nur für konventionelleWaffen
geltenundderNVV imErnstfall eines
Krieges nichtmehr gelte, sindvölker-
rechtlichunzulässig.Die Bundesregie-
rungplant denKaufneuerAtombom-
ber aus denUSA, da die Tornados bald
ausgemustertwerden.DieUSAwollen
2021/22 inBüchel neueB61-12-Bom-
ben als zielgenauere Lenkwaffen stati-
onieren. Stattdessen ist es höchste Zeit,
dassDeutschlanddenAtomwaffenver-
botsvertragunterzeichnet und für den
AbzugderBombenausBüchel sorgt.

A

AUSSENANSICHT

Atomkrieg ist
keineOption

MARTIN SINGE
Diplom-Theologe
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